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Kläger und Revisionskläger9

Prozeßbevollmächtigte:
„ o „ ° „ o ° ° ° „ ° „ ° ° „

g e g e n

Beklagter und Revisionsbeklagter,

hat der 8° Senat des Bundessozinlgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 3cHärz 1966 durch

Senatspräsident S t e n g e l ‚
— Vor31tzender —

Bundesrichter ' ' P e t e r s e n und
Bundesrichter Dr° S c h w a n k h a r t ‚
Bundessoziülrichter R e i n k 0‘s t e r und

Bundessozialrichter K u h n e r t

für Recht erkannt :

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landes“

sozialgerichts Rheinland—Pfalz vom 159 November 1963

wird zurückgewiesen„

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens

sind nicht zu erstatten°
’ ‚';
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“ Der Kläger bezog wegen
" 1 Glaskörpertrübung nach Augenprellung 11_nks

Verlust

eines Teiles des linken oberen Lidrandesl Sehschärfe

5/12,
„

- '

2 mittels tarke Schwerhörigkeit links " f‘*-1

auf Grund des Wehrmachtfür30rge— und —versorgungsgesetzes

in Verbindung mit dem Einsatzwehrmachtfürsorge« und —versor—
guhgsgesetz Versehrtengeld nach Stufe 1 sowie auf Grund des

Landesversorgungsgesetzes des Landes Rheinland—Pfalz — ohne
ärztliche Nachuntersuchung —-Rente nach einer Minderung der

Erwerbsfähigkeit (MdB) um 30 VÜH„_ Durch Umänerkennungsbe—

scheid nach dem Bundesversorgungsgesétz (BVG) vom 15°Mai 1951

wurden — ebenfalls ohne ärztliche Näbhuntersuchung — die Be—

zeichnung der Schädigungsfolgen und die Höhe der MdE beibe—

halten°

Im August 1954 beantragte der Kläger eine Erhöhung seiner
Rente„ Gestützt auf mehrere Fechgutaohten entzog das Ver—

ysorgungsamt (VersorgA) durch den Bescheid vom 25„ Oktober

1955 gemäß 5 62 Absc 1 in Verbindung mit 5 86 Abso 3 BVG die

‚Rente mit Ablauf des November 1955 weil die Erwerbsfähiglceit
nicht mehr um 25 V H herabgesetzt werde und bezeichnete als

Sehädigungefolgen: ' '

1„ Glaskörpertrübung nach Augenpre1lung links9 Verlust eines

Teiles des linken oberen Lidrendes, Sehschärie 5/12?

2„ rcizlose Narbe am rechten Unterarm ohne Funktionsbehinf

derung9 “

3a mittelstarke>Schwerhörigkeit links;
zu lg) und 2 ) hervorgerufen? zu 3 ) verschlimmert durch

schädig ende Einwirkungen im Sinne des 3 1 BVG Dieser Bescheid

ist bindend geworden°

— »
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Im November 1957 beantragte der Kläger die Erteilung eines.
“Zugunsténbescheides”, weil eine wesentliche Besserung nicht f

nachgewiesen werden sei„ Das VersorgA hörte den Regierungs—

medizinalrat Drc Sch.-.“;:::::::.z‘:::'::::xz::t:;::.zurFrage der Höhe der MdB

und lehnte mit BeSchcid vom 50a Januar 1958 diesen Antrag ab;

es hielt an der bindenden Wirkung seines Bescheides vom
250 Oktober 1955 feste Der Widerspruch blieb erfolglos
(Wider3pruchsbescheid_vom 90 Mai 1958)c Im Termin zur münd—
lichen Verhandlung vor dem Sozialgericht (SG) am 23„ Sep«

tember 1958 nahm der Kläger die Klage auf die Zusicherung
des Beklagten zurück? das beklagte Land wolle die Frage

eines “Zugunstenbescheides” nochmals prüfen° Der Kläger wies

erneut darauf hin, daß der Entziehungsbescheid nur auf 5 62

BVG; nicht aber auf @ 86 Absc 3 BVG hätte gestützt werden
können und daß eine wesentliche Besserung nicht nachweisw

bar gewesen seic Nach erneuter Anhörung des Regierungsmedi—-

zihulrats Dr„ Sehtmgx:xxyxxund des Ärztlichen Dienstes des
Landesvcrsorgungsamts (LVersorgA) lehnte das VersorgA durch
den neuen Bescheid vom 23° Februar 1959 wiederum die Ertei—

lung eines "Zugunstenbescheides" ab, hielt an der bindenden

'Entscheidung vom 259 Oktober 1955 fest und führte noch aus,
die unabhängig von der Bindung vorsorglich vorgenommene
Prüfung habe die sachliche Richtigkeit des Bescheides vom

250 Oktober 1955 ergebeno Das LVersorgA wies mit Bescheid
vom 70 April 1959 den Widerspruch alsunbegründet zurück:

Das_VerscrgA habe zutreffend die Voraussetzungen eines Be—

scheides nach 5 40 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VeerG)

vermeinto In tatsächlicher Hinsicht seien sowohl die Bezeich—

nung der Schädigungsfolgen als auch die festgestellte MdB

zutreffend und der frühere Bescheid daher richtig geweseno

Rechtlich werde er einwandfrei von 5 62 BVG getragene Die

möglicherweise fehlerhafte Bezugnahme auf 5 86 Absc 3 BVG
sei aber rechtlich unbeachtlichc Durch die versäumte Einle—

gung eines Rechtsbehelfs gegen den Bescheid vom 256 Oktober

1955 sei dem Kläger ein Rechtsnaehteil nicht entstandene

_ 4 _
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Mit der Klage machte der Kläger geltend; Die Frist für die

“Anwendung des 5 86 Absc 3 BVG sei abgelaufen gewe3en; der

Bescheid vom 25„ Oktober 1955 habe daher nicht auf diese
Vorschrift gestützt werden dürfeno Der Bescheid habe auch

nicht auf 5 62 BVG gestützt werden können? weil Vergleichs—
gutachten fehlten und eine wesentliche Änderung daher nicht

habe nachgewiesen werden könneno Durch Urteil vom 110 Novem_

ber 1959 hat das SG die Verwaltungsbescheide aufgehoben und

den Beklagten verpflichtet3 mit einem neuen Bescheid dem
Kläger wieder die frühere Rente nach einer MdB um 30‘v„ Ho

zu gewährenc '

Der Beklagte hat Berufung eingelegt; Durch Urteil vom 15„No—

vember 1965 hat das Landessozialgericht (LSG) das Urteil des
SG aufgehoben‚ die Klage gegen die Verwaltungsbescheide ab—

gewiesen und die Revision zugelassen° Es hat ausgeführt:

Ausweislich des Wortlauts der angefochtenen Verwaltungsakte

habe die Versorgungsbehörde eine neue sachliche Entscheidung

über den Versorgungsanspruch nicht treffen wollen und auch

nicht getroffeno Soweit sie in ihren Bescheiden nicht nur

an der bindenden Wirkung des Bescheides vom 250 Oktober 1955
festgehalten habe, sondern noch sachliche und rechtliche

Ausführungen gemacht habe? habe sie lediglich hilfsweise die

Richtigkeit des Bescheides vom 250 Oktober 1955 dartun wol—

lenc Die Bescheide vomg23o Februar und 70 April 1959 seien

deshalb lediglich Ermessensentscheidungen und könnten aus—
schließlich darauf nachgeprüft werden? ob die Versorgungs—

behörden die Grenzen des gesetzlichen Ermessens überschritten

oder von ihm in einer dem Zweck der Ermächtigung nicht ent—

sprechenden Weise Gebrauch gemacht hätten„ Dem Kläger Sei

zwar zuzugeben, daßhder Bescheid vom 250 Oktober 1955 an—

fechtbar gewesen sei? weil er weder auf 5 86 Absc 3 noch auf

5 62 BVG habe gestützt werden können° Er sei aber in vollem

Umfange rechtswirksam geworden? da der Kläger ihn nicht an—

gefochten habe° Wenn die Verwaltung trotz dieser Fehlerhaftig—

_ 5 „
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_ 5 _

keit des Bescheides vom 25° Oktober 1955 an der bindenden

Wirkung festgehalten und keinen neuen Bescheid nach @ 40

VeerG erlaSsen habe9 so könne darin ein Ermessensmißbrauch

jedenfalls dann nicht gesehen werden, wenn der damalige Be—

scheid Sachlieh zutreffend gewesen sei„ Diese Voraussetzung

hat das LSG unter Verwertung der seinerzeit erstatteten
ärztlichen Gutachten bejaht, und daher einen Ermessensmiß—

brauch ausgeschlossen;

'Der Kläger hat Revision eingelegt und beantragt,

l„ die Berufung des Beklagten gegen das Urteil des

Sozialgerichts Kohle z vom 11„ November 1959

zurückzuweisen; '

2° hilfsweise: das angefochtene Urteil aufzuheben

und die Sache zur neuen Verhandlung und Ent“

scheidung an das Landessozialgerieht zurück—>

zuverweisen;

3Ze weiter hilfsweiseé die Sache zur neuen Verhandlung

und Entscheidung an das Landessozialgericht Zurück—

zuverweisen° '

Er rügt mit näherer Begründung eine Verletzung der 55 77

des SozialgerichtsgesetzeS (SGG)9 24 VeerG‚ vorsorglich

auch des 5 40 Abso l VeerG und insoweit eine fehlerhafte
IErmessenshandlung des Beklagten im Sinne des @ 54 Abs° 2

Satz 2 see° In weiteren hilfsWeiseu Erwägungen vertritt
der Kläger dann noch die Ansicht‚ im Jahre 1955 habe ihm

die Rente nicht mehr entzogen werden können, weil die Voraus-
setzungen des @62 BVG nicht vorgelegen hätten und die
Anwendbarkeit des @ 86 Abs° 3 BVG mit dem 300 September 1954
entfallen sei„ Der Kläger wäre also im ungestörten Besitz

seiner Rente geblieben‚ ihm sei durch den fehlerhaften

_ 6 _
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Bescheid vom 25c Oktober 1955 ein Nachteil zugefügt werdeno
Es hätte pflichtmäßigem Verwaltungsermeseen entsprochen„

'diesen Nachteil zugunsten des Klägers durch einen Bescheid

gemäß 5 40 Absg l VeerG zu beseitigena

Der
Beklagtebeantragt,“

„-"

die Revision als unbegründet zurückzuweiseng

Er hält die angefochtene Entscheidung für zutreffend und
führt insbesondere aus9 er habe eine neue sachliche Entschei“

dung über den Versorgungsanspruch nicht treffen wollen und

auch nicht getroffenu

Der Kläger hat die zugelassene Revision (@ 162 Abs() 1 Nro 1
SGG) form— und fristgerecht eingelegt und begründet Das

gemäß @ l64 SGG zulässige Rechtsmittel kann jedoch keinen

Erfolg ha.ben„ ’ ‘ ‚ 4
f

. \*

Wie das Berufungsgericht zutreffend ausgeführt hat? hat der

Beklagte durch den Bescheid vom 25„ Februar 1959 die Erteiu

'.lung eines neuen Bescheides nach 5 40 VeerG abgelehnt und
Van der bindenden Wirkung des Bescheides vom 25„ Oktober 1955

festgehaltenc Dies ist unzweideutig in diesem Bescheide zum

Ausdruck gebracht werdeno Der Kläger hat in der Revisionsw

instanz seine entgegenstehende=> im Berufungsverfahren wieder—

holt vorgetragene Auffassung nicht aufrechterhaltenc Br ist

‘nunmehr der Ansicht‚ der Beklagte habe durch den Widerspruch3w

bescheid vom 7 April 1959 die Sach— und Rechtslage neu über—

pi üft und eine Noufeststellung getroffen° Dies trifft nicht

zu°

Wie bereits dargelegty hat der Beklagte im Termin vor dem SG

am 23„ September 1958 ausweislich der Sitzungsniederschrift

_ 7 _
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_ 7 _

eine nochmalige Prüfung zugesichert, ob dem Kläger ein

”Zugunstenbeseheid" erteilt werden könne° Hiermit ist

nicht gesagt werden? das VersorgA werde über den strittigen
VersorgungsanSprueh nochmals sachlich entscheiden; im GeN

genteil9 — ausweislich der Niederschrift — wollte sich die

-Verwaltung auf die Prüfung beschränken9 ob ein "Zugunsten—

bescheid" erteilt werden könne° Damit wollte sie also nur

prüfen, ob dem Kläger etwa doch die durch den bindenden Bee

scheid entzogene Versorgungsrente zustehe° Der Kläger ist

dann in seinem Schriftsatz vom 260 September 1958 hierüber

hinausgegangen und hat beantragt, auch zu berücksichtigen"

daß sich seines Erachtens der frühere Rentenentziehungs—

bescheid rechtlich nicht auf 5 62 BVG stützen lasse° Dieses

Begehren war neu und fand in'den protokollierten Erklärun—

gen der Beteiligten vor dem SG keine Stütze° Demgemäß kann

der Revision nicht gefolgt werden‚ daß die Vorgeschichte

zu den Bescheiden vom Februar und April 1959 eindeutig auf

eine neue Gestaltung des Versorgungsanspruchs und nicht

auf den Erlaß eines "Zugunstenbescheides" nach @40 Absü 1
VeerG hinweiseo

Es ist zwar richtig; daß der Widerspruchsbescheid vom 7„April

1959 nicht ganz so eindeutig wie der Bescheid des VersorgA

vom 23„ Februar 1959 an der bindenden Wirkung des Bescheides

vom 250 Oktober 1955 festgehalten hat; aus Aufbau und Wort—
laut des Widerspruehsbeseheides ergibt sich jedoch zweife13u

frei, daß auch das LVersorgA an der bindenden wirkung fest—

halten wollte und auch festgehalten hat„ Gleich eingangs

wird der Widerspruch als nicht begründet bezeichnete Das

LYersorgA geht sodann auf die Begründung des Widerspruchs

durch den Kläger ein‚ um weiter auszuführen; "demgegenüber

muß festgestellt werden, daß das VersorgA in dem angefochw

tenen Bescheid vom 23C Februar 1959 mit zutreffenden Grün—

den dargelegt hat„ weshalb im vorliegenden Falle ein

8...
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“Zugunstenbes0heid” nach @ 40 des VeerG nicht ergehen kann“a

_
Damit ist eindeutig dargetan‚ daß auch das LVersorgA im Wi—

derspruchsverfahren an der bindenden Wirkung des Bescheides

vom Oktober 1955 festgehalten hat und den Versorgungsan3prueh

nicht hat neu gestalten wollen, vielmehr sich nach Prüfung
der Voraussetzungen des @ 40 Abso l VeerG der Ansicht des

VersorgA angeschlossen hate Die weiteren Ausführungen im

Widerspruchsbescheid‚ die sich auf die Frage beziehen‚ ob

durch die anerkannten Sehädigungsfolgen die Erwerbsfähigkeit

um mehr als 20 voHc herabgesetzt werde‚ stellen lediglich

eine zusätzliche Begründung des Bescheides vom Februar 1959

dar; sie sind nicht nur nebenbei gemacht‚ sondern sollen

dartun9 daß dem Kläger beim Festhalten an der bindehden

Wirkung keine Leistung vorenthalten werde? deren materielle

Voraussetzung nach dem BVG erfüllt sei„ In diesen Darlegun—

gen ist keine sachliche Neuontscheidung zu erblicken$ sone

dern lediglich eine Erläuterung der Gesichtspunkte9 welche
für die Handhabung des ErmesSens berücksichtigt werden müs—

sen° Denn nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts

(BSG 195 286 ff; SozR VeerG @ 40 Nr° 3) wiederepr10ht es
pflichtgemäßem Verwaltungsermessen, wenn die Versorgungs—

behörde in Kenntnis der Tatsache, daß ein Bescheid erkennbar

und zweifelsfrei zum Nachteil des Versorgungsberechtigten

gegen eine gesetzliche Vorschrift verstößt9 von der Möglich—

keit gemäß @ 40 VeerG‚ einen neuen Bescheid zugunsten des

Berechtigten zu erteilen? keinen Gebrauch macht und sich
im gerichtlichen Verfahren auf die Bindungswirkung beruft„
Infolgedessen hat die Versorgungsvcrwaltung die Pflicht? auch

bei der Handhabung ihres Ermessens im Rahmen des 5 40 VeerG

den Anspruch des Versorgungsberechtigten unter dem Gesichts—

winkel zu prüfen‚ ob er etwa — unabhängig von jeder bis dahin

vorgenommenen Regelung — sachlich gerechtfertigt isto Es muß

auch von ihr erwartet werden? daß sie die Umstände? welche

für die Handhabung ihres Ermesscns maßgebend gewesen sind‚

‚_ 9 __.
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dem Versorgungsberechtigten mitteilt? damit dieser seine

Rechtsverteidigung und Rechtsverfolgung sachentsprechend

einrichten kann() Dieser Pflicht hat das VersorgA im Be—

scheid vom 235 Februar 1959 entsprochen° Die Ausführungen

im Widerspruchsbeecheid vom 70 April 1959 gehen ebenfalls

nicht über diesen Rahmen hinauso Die Ausführungen in diesem,

Bescheid sind auch nicht etwa in dem Sinne mehrdeutig$ daß

der Kläger von mehreren, an sich möglichen Auslegungen

sich diejenige zu eigen machen könnte; welche zu seinen
Gunsten spreche? und er deshalb davon ausgehen könntey

durch den Widerspruchsbeseheid sei der Anspruch unabhängig

von den früheren Regelungen neu gestaltet werdena Die Ein—

deutigkeit ergibt sich — wie bereits dargelegt _ in erster

Linie daraus? daß der Bescheid ausdrücklich bekräftigt‚

das VersorgA habe zu Recht die Erteilung eines Zugunsten—

bescheides abgelehnto Infolgedessen ist das angefochtene

Urteil rechtlich bedenkenfrei davon ausgegangen‚ daß hier

keine Neuregelung9 sondern_eine echte Ermessenscntscheidung»

der Verwaltung vorliegt° :

Zu Unrecht beruft sich der Kläger für seine Auffassung auf

die Rechtsprechung des BSGc Die Sachverhalte der von ihm

angezogenen Urteile (BSG 10, 248; 133 48 und 86) sind inno—
fern anders geartet, als in ihnen der Versorgungsanspruch

deshalb sachlich neu geregelt werden ist, weil die Richtig—

keit der früheren Beurteilung des Kausalzusammenhängs zwei—

felhaft war (BSG 10‚ 248; 13‚ 86) oder das besondere beruf—

liche Betroffensein früher nicht berücksichtigt werden war
(BSG 13, 48‘° Dem vorliegenden Fall ähnlich gelagert sind

die Sachverhalte in den Entscheidungen in BSG 15, le; 19?

286 (vgl„ auch BSG in Bundesversorgungsblatt 1963 S„ 87 f
Nrc 50 und So 97 Nr° 36)°

Das Berufungsgericht hat die Bescheide vom 23° Februar

und 70 April 1959 nicht in vollem Umfang, sondern als

_lo..
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_

echte Ermessensentscheidung der Verwaltung nur hinsichtlich
der Handhabung des Ermessenshachgeprüft° Dies stimmt mit

der Rechtsprechung des BSG (BSG 15, 12 f; 19, 287 f), der
sich der Senat anschließt, übereina Diese Ermessensentscheiw

”dung kann gemäß 5 54 Absc 2 Satz 2 SGG von den Gerichten nur\
daraufhin nachgeprüft werden, ob die gesetzlichen Grenzen

des'Ermessens überschritten sind oder ob von dem Ermessen

in einer dem Zweck der Ermächtigung nicht ent5prechenden

Weise Gebrauch gemacht ist;

1Bei der gerichtlichen Nachprüfung ist von folgenden Erwägun—

gen auszugehenä Jede Verwaltung hat die aus ihrer öffentlichcn‘

_Aufgabe und Funktion entspringende Pflicht, in ihrem Bereich

-_für einen dem Gesetz entsprechenden Zustand
zu sorgen und

gesetzwidrige Zuständé zu vermeiden oder zu beScitigen; es
ist gleichgültig, ob sich dies zugunsten oder zuungunsten

des Berechtigten auswirkt (vglc Forsthoff‚ Lehrbuch des Ver—

waltungsrechtsy 8„ Aufl° S0 239 ffc)e‘Sodann ist die Entste—

hungsgesehichte des 5 40 VeerG zu berücksichtigen„ Wie sich

aus der Begründung des Entwurfs zu dieSem Gesetz ergibt

(55 40-44, Deutscher Bundestag 2° Wahlpe 1953"Drucksc Nrc 68,
14), sollte der Verwaltung wegen der Vielzahl der in der Nach—

kriegszeit notwendig gewordenen und unter unzulänglichen Vere

hältnissen getroffenen Entscheidungen in geeigneten Fällen

ein Abgehen ten der Bindungswirkung gestattet werden[) Besteht

aber diese Möglichkeit und wider8pricht eine zum Nachteil des

Berechtigten getroffene; bindend gewordene Regelung der später

géklärten Sachlage, so soll die Verwaltung von dem bindenden
Bescheid abr'dcken° Sie händhabt ihr ErmeSSen fehlerhaft9 wenn

sie die Unrichtigkeit der früheren Regelung erkennt? trotze

dem sich auf die Bindung an den früheren Bescheid beruft und

mit dieser rein formalistischen Begründung dem Berechtigten

eine günstigere Rechtsposition versagtu—
.

)

„ll_
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Diese Voraussetzungen sind hier nicht gegeben° Vielmehr hat

das Berufungsgericht zutreffend entschieden, daß die Ver_

waltung ihr Ermessen nicht fehlerhaft gehandhabt hatc Ihr

standen außer den Gutachten des Hals—? Nasen—? Ohren—Arztes

_
Dr °

M.;.'::;::::::r::r:::::?:.'.‘.‘._V om ")0 0
J un 1 1 9 5 5

9
d e s Au g 8 na 1“Z t G5 DO 2 ent DI‘

(
K

vom 1° Juli 1955 und des Facharztes für Chirurgie Dr( Büt■■üi
war:vomlöoc Juni 1955 die versorgungsärztlichen Stellung»

nahmen des Reg„Medizinalrats Dr„ Schtxxnngx: vom 160 Januar

1958 und 18„ November 1958 sowie des Dro Grün: vom ÄrztlichOn

Dienst des LVersorgA vom 159 Januar 1959 zur Verfügung„ Wenn

die Verwaltung diese sorgfältig begründeten ärztlichen Äuße—

rungen für eine ausreichende Klärung des Sachverhalts in tat—

sächlicher Hinsicht angesehen, von einer erneuten'ärztlichen

Untersuchung und Begutachtung abgesehen und dementsprechend

an der bindenden Wirkung des Bescheids vom 250 Oktober 1955

festgehalten hat$ hat sie ihr Ermessen nicht fehlerhaft
gehandhabtr Sie konnte von den gesicherten Befunden und

auch von der Einschätzung der MdE um höchstens 20 V„H„ aus-
gehen„ Zu einem Abweichen von der ärztlichen Auffassung be-

stand fur die Versorgungsverwaltung auch deshalb um so weni—

ger ein Anlaß‚ als der Kläger nicht behauptet hatte, sein

Leidenszustand sei unrichtig beurteilt werden, sondern —
wie auch noch in der Revisionsinstanz — sich darauf be—

schränkte, zu sagen; er habe vor dem Bescheid vom 250 Oktober

1955 eine Rechtsposition erlangt, welche mit den tatsächli—

chen Verhältnissen nicht übereingestimmt hättet Jedenfalls
sind begründete Revisionsrügen nicht in der Hinsicht erhoben;

das Berufungsgericht habe den Sachverhalt hinsichtlich des

Leidenszustandes und seiner Folgen auf die Erwerbsfähigkeit

nicht zutreffend beurteilt() Die Feststellungen des LSG über

die MdB infolge der anerkannten Schädigungsfolgen bindet

daher das'Revisionsgerichto Hieraus ergibt sich& daß die

Versorgungsverwaltung zu Recht die Erteilung eines neuen

Bescheides gemäß @ 40 Aber 1 VeerG hier abgelehnt hat, weil
dem Kläger eine Versorgungsrente nicht mehr zustand, wenn es
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ausschließlich auf die ärztliche Beurteilung — unabhängig

von den bis dahin getroffenen verwaltungsmäßigcn Regelungen

seines Anspruchs — ankam° ‘ ' '

Da sonach die angefochtene Entscheidung der Sach- und Rechts—
lage entspricht, war die Revision des Klägers zurückzuweiscn°

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf @ 193 Absc l SGG°
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